ET PU nd A ci e A TT AAA 8 9 

d * bar ESAS ET eg et EE, K se IO 13 2 
4 7 ATA, rn: * EECH fC Zei së 

d 


e 


Gefeh blatt 
für die Freie Stadt Danzig 


— — nn —ñ?;? fK?'1 L.᷑•—:: — 
Nr. 33 Ausgegeben Danzig, den 12. Mai 1923 
E d 


e weem 
| Inhalt. Voltstagswahlordnung (S. 523). — Verordnung über Wochenhilfe, Familienhilfe und 
Wochenfürſorge (S. 552). — Grunderwerbsſteuernotgeſetz. Geſetz betreffend die Verlängerung der Verordnung zur Ab- 
änderung des Grunderwerbsſteuergeſetzes vom 12. September 1919, vom 3. Mai 1920 (S. 555). — Bekanntmachung, betreſſend 
den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen auf der internationalen Muſtermeſſe in Mailand 1923 (S. 555). 
———— —— — — 


160 Auf Grund des $ 34 des Volkstagswahlgeſetzes vom 6. September 1922 — Geſetzblatt Seite 420 — 
wird folgende Verordnung erlaſſen: 
Volkstagswahlordnung. 
I. Wahlunterlagen. 
1. Allgemeines. 
$ 

Nach Ausſchreibung einer Volkstagswahl haben die Gemeinden eine Liſte der Volkstagswähler nach 
Zu- und Vornamen, die ſtets voll auszuſchreiben ſind, Alter, Beruf, Wohnort oder Wohnung in alphabetiſcher 
Ordnung unter fortlaufender Nummer aufzuſtellen. Vor dem Eintrag jeder einzelnen Perſon iſt ihr Wahl⸗ 
recht genau zu prüfen. Raſuren in der Wählerliſte ſind unzuläſſig. 

Die Liſten können nach Geſchlechtern getrennt angelegt werden. 

Die Liſten können auch derart angelegt werden, daß die Straßen nach der alphabetiſchen Reihen- 
folge ihrer Namen oder die Stadtbezirke nach der Reihenfolge ihrer Nummern oder Buchſtaben, inner⸗ 
halb der Straßen oder Stadtbezirke die Häuſer nach ihrer Nummer und innerhalb jedes Hauſes die Wähler 
eingetragen werden. 9 2 


In die Liſten ſind alle Volkstagswähler einzutragen, die in der Gemeinde ihren Wohnort haben. 
Perſonen, die vom Wahlrecht ausgeſchloſſen oder in ſeiner Ausübung behindert ſind, ſind nicht in 
die Liſten aufzunehmen, es ſei denn, daß anzunehmen ift, daß der Ausſchließungs- oder Behinderungsgrund 
am Wahltage nicht mehr beſteht. Sind ſie gleichwohl in die Liſten eingetragen, fo iſt in der Spalte „Bemerkungen“ 
einzutragen „ausgeſchloſſen“ oder „behindert“. 
8 3. 


Die Liſten ſollen mindeſtens 4 Spalten zur Aufnahme der Vermerke über die erfolgte Stimmabgabe 
enthalten, damit ſie für Wiederholungswahlen zum Volkstag oder ſonſtige Wahlen und Abſtimmungen die 
mit der Volkstagswahl zuſammen fallen oder ihr in kurzer Friſt folgen, verwendbar find. 

Die Liſten müſſen ferner eine Spalte für „Bemerkungen“ enthalten. 

2. Arten der Wählerverzeichniſſe. 
S 4. 

Die Liſten können in Heftform nach dem in der Anlage 1 beigefügten Vordruck (Wählerliſte) oder 
in Kartothekform (Wahlkartei) angelegt werden. 

: Die Wahlkartei muß fo beſchaffen jein, daß die Karten für jeden Wahlbezirk in einem oder 
mehreren Behältern verwahrt werden. Der Behälter muß mit Vorrichtungen verſehen ſein, die jede einzelne 
Karte feſthalten und nach Abſchluß der Wahlkartei jede willkürliche Herausnahme oder Einfügung von 
Karten-unmöglich machen. Jede Karte muß Spalten zur Aufnahme der Vermerke über die erfolgte Stimm- 
abgabe enthalten. 
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Für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe zur Volkstagswahl Dä gleichmäßig ein und dieſelbe 
Spalte im ganzen Wahlbezirk vorzuſchreiben. 
3. Wahlſcheine. o 
$ 5. 
. Ein Wähler, der in der Wählerliſte oder Wahlkartei eingetragen iſt, Ut auf Antrag mit einem 

Wahlſchein zu verſehen: 

1. wenn er in Ausübung des Berufs oder zur Erledigung perſönlicher oder öffentlicher (Wahl-) 
Angelegenheiten am Wahltag außerhalb ſeines Wohnorts ſich aufhält oder ihn ſo frühzeitig ver⸗ 
laſſen muß oder an ihn ſo ſpät zurückkehrt, daß er innerhalb der Wahlzeit dort nicht mehr 
wählen kann. 

Hierzu gehören namentlich 

a) Schiffer und Schiffsleute auf See- und Vinnenſchiffen einſchließlich der mitfahrenden An- 
gehörigen ihres Hausſtandes, 

b) Floßführer und Floßleute, 

c) Bahn⸗ und Poſtbedienſtete, 

d) Geſchäftsreiſende und Wandergewerbetreibende, 

e) Wahlhelfer. 

2. Wenn er am Wahltag zu Kur- oder Erholungszwecken außerhalb ſeines Wohnorts ſich aufhält. 

3. Wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens in ſeiner Bewegungsfähigkeit be⸗ 
hindert iſt und durch den Wahlſchein die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger gelegenen 
Wahlraum aufzuſuchen. 8 

6. 


Verlegt ein Wähler nach Ablauf der Friſt zur Auslegung der Wählerliſte oder Wahlkartei ſeine 
Wohnung in einen anderen Wahlbezirk, jo iſt er berechtigt, ſich einen Wahlſchein ausſtellen zu laſſen. 
87. 

Ohne Eintragung in eine Wählerliſte oder Wahlkartei find auf Antrag mit einem Wahlſchein 

zu verſehen: 

1. Wähler, die wegen Ausſchluß oder Behinderung in der Ausübung des Wahlrechts in die 
Wählerliſte oder Wahlkartei nicht eingetragen waren, wenn der Grund hierfür nachträglich weg- 
gefallen iſt. 

2. Wähler, die nach Ablauf der Friſt zur Auslegung der Wählerliſten und Wahlkartei ihren Wohn- 
ort aus dem Auslande in das Inland verlegt haben. 

3. Wähler, die in die Wählerliſte oder Wahlkartei nicht eingetragen waren, aber nachweiſen, daß ſie 
ohne ihr Verſchulden die Friſt zur Einlegung eines Einſpruchs hiergegen verſäumt haben. 

Wähler, deren Eintragung in der Wählerliſte oder Wahlkartei mit dem Vermerk „ausgeſchloſſen“ 


oder „behindert“ verſehen worden iſt, ſind den nicht eingetragenen gleichzuachten, wenn der Grund des Ver— 


Set nachträglich weggefallen iſt. 8 8 

Zuſtändig zur Ausſtellung des Wahlſcheins iſt in den Fällen der $$ 5 und 7 die Gemeindebehörde 
des Wohnorts; in den Fällen des § 6 die Gemeindebehörde des bisherigen Wohnorts. 

Der Grund zur Ausſtellung eines Wahlſcheins iſt auf Erfordern glaubhaft zu machen. Über ſeine 
Berechtigung zur Antragſtellung oder zur Empfangnahme des Wahlſcheins muß ſich der Antragſteller oder 
Empfänger gehörig auͤsweiſen. Über die ausgeſtellten Wahlſcheine führt die Gemeindebehörde ein Verzeichnis. 

$ 9. 

Wahlſcheine können noch am Tage vor der Wahl ausgeſtellt werden. 

In den größeren Gemeinden kann die Entgegennahme von Anträgen auf Ausſtellung von Wahl- 
ſcheinen ſchon am zweitletzten Tage vor dem Wahltage geſchloſſen werden. Der Gemeindevorſtand hat dieſes 
vorher in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben. 


9 10. 
Der Wahlſchein tft nach dem als Anlage 2 beigefügten Vordruck auszuſtellen. 
. 


Haben Wähler einen Wahlſchein erhalten, ſo iſt in der Spalte „Bemerkungen“ der Wählerliſte oder 

Wahlkartei in auffälliger Weiſe einzutragen: „Geſtrichen, Wahlſchein“. 
St im Zeitpunkt der Ausſtellung des Wahlſcheines die Wählerliſte oder Wahlkartei dem Wahl⸗ 
vorſteher bereits ausgehändigt, ſo iſt ihm bis zum Beginn der Wahlhandlung ein Verzeichnis der Wähler 
zu übermitteln, die wegen nachträglicher Ausſtellung eines Wahlſcheins in der Liſte oder Kartei zu ſtreichen ſind. 

$ 12. 
Die Gemeidebehörde hat die Zahl der ausgeſtellten Wahlſcheine dem Wahlleiter mitzuteilen. Sind 
keine Wahlſcheine ausgeſtellt, ſo iſt Fehlanzeige zu erſtatten. Der Wahlleiter hat die Angaben für den 
Wahlkreis zuſammenzuſtellen. 


4. Auslegung und Berichtigung der Wählerliſten und Wahlkarteien. 
$ 13. 

Der Senat beſtimmt den Tag, von dem ab die Wählerliſten oder Wahlkarteien auszulegen ſind. 
Die Gemeindebehörde kann beſtimmen, daß die Wählerliſten oder Wahlkarteien länger als 8 Tage, und 
zwar bis zu 14 Tagen ausgelegt werden. 

Der Gemeindevorſtand hat vor der Auslegung in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben, wo, wie lange 
und zu welchen Tagesſtunden die Wählerliſten oder Wahlkarteien zu jedermanns Einſicht ausgelegt werden, 
ſowie in welcher Zeit und in welcher Weiſe Einſprüche gegen die Wählerliſten oder Wahlkarteien erhoben 
werden können. 

| 8 14. 

Wer die Wäherliſte oder Wahlkartei für unrichtig oder unvollſtändig hält, kann dies bis zum 
Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde oder einem von ihr ernannten Beauftragten ſchriftlich 
anzeigen oder zur Niederſchrift geben. Soweit die Richtigkeit feiner Behauptungen nicht offenkundig ift, hat 
er für ſie Beweismittel beizubringen. 

Wenn der Einſpruch nicht ſofort für begründet erachtet wird, entſcheidet über ihn die nach $ 78 
zuſtändige Behörde. 

Die Entſcheidung muß binnen 14 Tagen nach Ablauf der Auslegungsfriſt erfolgt und den Beteiligten 
bekanntgegeben ſein. , 

$ 15. 

Im Falle einer Berichtigung der Wählerliſte oder Wahlfartei find die Gründe der Streichungen 
in Spalte „Bemerkungen“ anzugeben. Wenn ein Wähler in der Ausübung des Wahlrechts behindert iſt, 
jo iſt nach § 2 Abſatz 2 Satz 2 zu verfahren. Ergänzungen find im Nachtrag in die Wählerliſte oder die 
Wahlkartei aufzunehmen. Etwaige Belege ſind der Wählerliſte oder Wahlkartei beizufügen. 

$ 16. 

Nach Ablauf der Auslegungsfriſt können Wähler nur in Erledigung rechtzeitig angebrachter Einſprüche 

in die Wählerliſte oder Wahlkartei aufgenommen oder darin geſtrichen werden. 


$ 17. 

Die berichtigte Wählerliſte oder Wahlkartei iſt vom Gemeindevorſtand abzuſchließen. Hierbei hat 
er zu beſcheinigen, daß und wie lange die Wählerliſte oder Wahlkartei ausgelegen hat, daß die Bekanntmachung 
hierüber und ebenſo die im $ 43 vorgeſchriebenen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt find, endlich, 
wieviel Wähler in die Liſte oder Kartei eingetragen ſind, deren Namen nicht mit einem Vermerk „behindert“ 
oder „geſtrichen“ verſehen wurden. 

Die Behälter der Wahlkarteien ſind durch Schlöſſer, Plomben oder Siegel ſo zu verſchließen, daß 
eine Entnahme oder Einfügung von Karten nicht möglich iſt. 


8 18. 
Der Gemeindevorſtand hat die Wählerliſte oder Wahlkartei dem Wahlvorſteher zu überſenden. 
In Wahlbezirken, die aus mehr als einer Gemeinde beſtehen, heften die Wahlvorſteher die ihnen 
aus den einzelnen Gemeinden zugehenden Wählerliſten zu einer Wählerliſte zuſammen. Dagegen find Wahl- 


karteien nicht zu vereinigen. 
ei Der Wahlvorſteher hat die Wählerliſte oder Wahlkartei bei Beginn der Wahlhandlung nach dem 


5 9 Ge Verzeichnis der nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine zu berichtigen und am Schluß der Liſte oder Kartei 
E: einen Vermerk über die Zahl der nachträglich geſtrichenen und der hiernach noch verbleibenden Wahl- 
berechtigten anzuſchließen. 9 19 
Die Gemeindebehörden follen, ſoweit möglich, die Anfertigung von Abſchriften der Wählerliſten oder 
29 Wahlkarteien zulaffen. Sollten den Gemeindebehörden durch die Zulaſſung irgend welche Unkoſten erwachſen, 
= jo find diefe von Nehmern der Abſchriften zu erſtatten. 
= II. Wahlvorſchläge. i 
8 1. Ernennung des Wahlleiters. 
E ! 8 20. 
SE Der Wahlleiter ſowie ſein Stellvertreter iſt vom Senat unverzüglich nach Ausſchreibung der Wahlen 
3 zu ernennen. Die Ernennung iſt öffentlich bekanntzumachen. 
EC: 2. Einreichung und Verbindung der Wahlvorjchläge. 


Be » . § 21. : 
E = > Zur Einreichung von Wahlvorſchlägen und von Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorſchlägen 
E hat der Wahlleiter durch eine Bekanntmachung im Staatsanzeiger aufzufordern. Die Aufforderung ſoll 


ſpäteſtens 4 Wochen vor dem Wahltage erfolgen. 
$ 22. 
In der Bekanntmachung ſind die Kalendertage zu bezeichnen, an denen ſpäteſtens die Wahl⸗ 
vorſchläge einzureichen und die Verbindungen von Wahlvorſchägen zu erklären ſind. 
Die Bekanntmachung ſoll die Vorſchriften über Beſchaffenheit und Inhalt der Wahlvorſchläge 
wiedergeben und auf die Möglichkeit der Verbindung von Wahlvorſchlägen hinweiſen. 
de $ 23. e 
Wahlvorſchläge und Verbindungserklärungen können auch vor der öffentlichen Aufforderung ein⸗ | 
gereicht werden, jobald der Wahlleiter ernannt iſt. : 
3. Inhalt der Wahlvorſchläge. | 
: g 24. 
In den Wahlvorſchlägen find. die Bewerber mit Zu- und Vornamen aufzuführen und ihr Stand 
oder Beruf, ſowie ihr Wohnort und ihre Wohnung fo deutlich anzugeben, daß über ihre Perſönlichkeit kein 


E: Zweifel beſteht. Sie find in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. 

= ES 

KE Die Unterzeichner der Wahlvorſchläge haben ihren Unterſchriften die Angabe ihres Berufes oder 
Rz, Standes und ihres Wohnortes und ihrer Wohnung beizufügen. 


Be.” Mit dem Wahlvorſchlage find einzureichen: 
5 1. die Erklärung der Bewerber, daß ſie der Aufnahme ihrer Namen in den Wahlvorſchlag zuſtimmen, 
2. die Beſcheinigung der Gemeindebehörde, daß die Bewerber am Wahltage das 25. Lebensjahr 
vollendet haben, Danziger Staatsangehörige ſind, im Danziger Staatsgebiet wohnen und vom 
Wahlrecht nicht ausgeſchloſſen ſind, 
3. die Beſcheinigung der Gemeindebehörde, daß die Unterzeichner des Wahlvorſchlages in die Wähler⸗ 
liſte oder Wahlkartei eingetragen oder mit einem Wahlſchein verſehen worden ſind. 
Die Gemeindebehörden haben die Beſcheinigungen auf Antrag gebührenfrei auszuſtellen. 


EL 3 SS Es Se Eat 
3 E E EE 5 0: el 
§ 26. 2 

Jeder Wahlvorſchlag fol mit einem auf die Parteiſtellung der Bewerber hinweiſenden oder einem 
ſonſtigen Kennworte verſehen ſein, das ihn von allen andern Wahlvorſchlägen deutlich unterſcheidet. Irre⸗ 
führende Kennwörter ſind unzuläſſig. , ` 

Der Wahlvorſchlag muß nach § 16 des Volkstagswahlgeſetzes einen Vertrauensmann und einen 
Stellvertreter bezeichnen, die möglichſt am Sitze des Wahlleiters wohnen. 

4. Mängelbeſeitigung. 
§ 27. 

Der Wahlleiter hat die Vertrauensmänner unverzüglich zur Beſeitigung von Mängeln der Wahl⸗ 
vorſchläge oder der Erklärungen nach $$ 14 bis 17 des Volkstagswahlgeſetzes oder zur Nachbringung der 
Beſcheinigungen nach § 25 Abſatz 2 der Volkstagswahlordnung aufzufordern. Mängel können nicht mehr 
beſeitigt werden, wenn die Wahlvorſchläge feſtgeſetzt ſind. Das Gleiche gilt für die Erklärungen über die 
Verbindung von Wahlvorſchlägen, wenn der Wahlausſchuß über ihre Zulaſſung beſchloſſen hat. 

Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen benannt ſind, müſſen dem Wahlleiter innerhalb der 
von ihm geſetzten Friſt erklären, für welchen Wahlvorſchlag ſie ſich entſcheiden. : 

. : $ 28. 

Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlleiter Bedenken erhebt, können bis zur Feſtſetzung der 
Wahlvorſchläge durch andere erſetzt werden. e 20 8 

Der Wahlleiter hat dafür zu ſorgen, daß nicht dieſelben Unterſchriften unter mehreren Wahl⸗ 
| vorſchlägen ftehen. Die gleichen Perſonen können nicht als Vertrauensmänner für mehrere Wahlvorſchläge 
SS benannt werben. 


2 8 30. 

Sind Erklärungen abgegeben worden, nach denen Wahlvorſchläge ſich verbinden wollen, ſo hat der 
Wahlleiter nötigenfalls durch eine Verhandlung mit den Vertrauensmännern auf Einhaltung der Vorſchriften 
über die Verbindung von Wahlvorſchlägen hinzuwirken. : 

$ 31. 

Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen, die der Wahlleiter auf Grund der 88 27 bis 30 

erläßt, die Entſcheidung des Wahlausſchuſſes anrufen. 


Wi 5. Bildung des Wahlausſchuſſes. 
$ 32. 

Zur Bildung des Wahlausſchuſſes beruft der Wahlleiter 4 Wähler und verpflichtet ſie durch Hand⸗ 
ſchlag. Für jeden Beiſitzer beſtimmt der Wahlleiter Stellvertreter, die bei Behinderung oder beim Ausſcheiden 
des Beiſitzers für ihn einzutreten haben. e 

Die Beiſitzer des Wahlausſchuſſes ſowie ihre Stellvertreter follen aus den größten, im Wahlkreise 
vertretenen Parteien berufen werden. Wegen der Auswahl ſoll der Wahlleiter die Parteileitungen hören. 

5 Die Vertrauensmänner und ihre Stellvertreter können nicht Beiſitzer fein. 
$ 3 
; Die Namen der Beiſitzer und der Stellvertreter find von dem Wahlleiter öffentlich bekannt zu geben. 
ker ee iſt tunlichſt mit der Bekanntmachung über die Einreichung von Wahlvorſchlägen zu 
erbinden. 
§ 34. 


, ; Der Wahlleiter hat zu den Verhandlungen des Wahlausſchuſſes einen Schriftführer hinzuzuziehen / 
der in gleicher Weiſe wie die Beiſitzer zu verpflichten iſt. 
Die Beiſitzer des Ausſchuſſes erhalten keine Vergütung. Sie find daher aus den Wählern des 
Sitzes des Wahlausſchuſſes zu berufen. 


528 


Kë Zulaſſung der Wahlvorſchläge und der Verbindungserklärungen. 

$ 36. : 

Der Wahlleiter beſtimmt Zeit und Ort der Sitzungen des Wahlausſchuſſes und gibt fie öffentlich bekannt. 
> Der Wahlausſchuß nn in öffentlicher Sitzung über die Zulaſſung und Verbindung der 
Wahlvorſchläge. 

8 37. 


In den Wahlvorſchlägen werden die Namen der Bewerber geſtrichen, deren Perſönlichkeit nicht 
feſtſteht, deren Zuſtimmungserklärung fehlt, die nachgewieſenermaßen nicht wählbar ſind oder die auf mehreren 
Wahlvorſchlägen benannt ſind. 

Vewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlag mehrmals benannt ſind, gelten als nur einmal und 
zwar an der erſten Stelle der Benennung vorgeſchlagen. 


8 38. 
Nicht zuzulaſſen ſind Wahlvorſchläge oder Verbindungen von ſolchen, die verſpätet eingereicht oder 
erklärt ſind oder den geſetzlichen Erforderniſſen nicht entſprechen. y 
Kommt bei einer Verhandlung nach $ 30. eine Einigung nicht zuſtande, fo find die in * 
kommenden Verbindungen nicht zuzulaſſen. = 
$ 39. 
Trägt ein Wahlvorſchlag kein Kennwort, fo gilt der Name des Bewerbers, der in dem Wahl— 
vorſchlag an erſter Stelle genannt iſt, als Kennwort des Wahlvorſchlages. 


7. Bekanntgabe der Wahlvorſchläge und Verbindungserklärungen. 
$ 40. 

Der Wahlleiter veröffentlicht ſpäteſtens am 4 Tage vor der Wahl die Wahlvorſchläge ſo, wie ſie 
zugelaſſen ſind, in fortlaufender Nummernfolge und mit Angabe des Kennworts, jedoch unter Weglaſſung 
der Namen der Unterzeichner und Vertrauensmänner, ſowie die Verbindungserklärungen in der zugelaſſenen 
Form im Staatsanzeiger. 

In der Bekanntmachung ſoll die rechtliche Bedeutung der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindung 
kurz erläutert werden. 

: III. Sonſtige Wahlvorbereitung. 
1. Bildung der Wahlbezirke. 
8 41. 
Die Abgrenzung der Wahlbezirke erfolgt nach den örtlichen Verhältniſſen. Hierbei iſt davon aus— 


zugehen, allen Wählern, die Teilnahme an der Voltstagswahl möglichſt zu erleichtern. Ein Wahlbezirk ſoll 


tunlichſt nicht mehr als 2500 Einwohner umfaſſen. Die Wahlbezirke dürfen jedoch nicht ſo klein gemacht 


werden, daß das Wahlgeheimnis 5 werden könnte. Die Verwaltungsbezirksgrenzen ſollen ein⸗ 


gehalten werden. 

Die zuſtändigen Behörden haben die Abgrenzung der Wahlbezirke dem Wahlleiter unverzüglich 
mitzuteilen. 

2. Beſtimmung der Wahlräume. 
$ 42. 

Bei der Ernennung des Wahlvorſtehers und ſeiner Stellvertreter iſt von der zuſtändigen Behörde 
zugleich der Raum zu beſtimmen, in dem die Wahl vorzunehmen iſt. 

In großen Wahlbezirken, in denen ſich eine Teilung der Wählerliſten oder Wahlkarteien als zweck- 


mäßig erweiſt, ſowie in Wahlbezirken, in denen nach Geſchlechtern getrennt gewählt wird (S 1 Abſatz 2), 


können die Wahlen gleichzeitig in verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes oder in verſchiedenen Gebäuden 
oder an verſchiedenen Tiſchen desſelben Wahlraums vorgenommen werden. Für jeden Wahlraum iſt ein 
beſonderer Wahlvorſtand zu bilden, doch können aus Gründen der Überſichtlichkeit auch mehrere Wahl⸗ 
vorſtände gebildet werden. Sind mehrere Wahlvorſtände in einem Wahlraum tätig, ſo ſteht die Vollziehung 
des § 47 Abſatz 2 und des § 49 Abſatz 2 dem an Lebensjahren älteren Wahlvorſteher zu. 


Gr ` 
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3. Bekanntmachung der Wahl. 
8 43. 

Die Abgrenzung der Wahlbezirke, die Ernennung des Wahlvorſtehers und ſeines Stellvertreters, 
die Beſtimmung des Wahlraums ſowie Tag und Stunde der Wahlen ſind vor dem Wahltag von den 
Gemeindevorſtänden in ortsüblicher Weiſe bekannt zu geben. Als ortsübliche Bekanntgabe genügt die Ver⸗ 
öffentlichung mittelſt Plakatanſchlages. 

Die Bekanntmachung ſoll ſpäteſtens am 7. Tage vor dem Wahltag erfolgen. Ein Abdruck der 
Bekanntmachung iſt dem Wahlvorſteher zur Benutzung bei der Wahl auszuhändigen. 


IV. Stimmabgabe. 
8 44. e 

Die Wahlzeit dauert von 9 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags. In Wahlbezirken mit weniger 
als 1000 Einwohnern kann die zur Abgrenzung der Wahlbezirke zuſtändige Behörde die Wahlzeit abkürzen; 
die Wahlzeit darf jedoch nicht ſpäter als 10 Uhr vormittags beginnen und unbeſchadet der Beſtimmung des 
$ 52 Abſatz 2 nicht vor 5 Uhr nachmittags ſchließen. 

$ 45. 

Der Wahlvorſteher beruft unter Berückſichtigung der verſchiedenen Parteien aus den Wählern ſeines 
Wahlbezirks 2 bis 4 Beiſitzer und 1 Schriftführer und lädt die Mitglieder des Wahlvorſtandes ein, bei Be⸗ 
ginn der Wahlhandlung zur Bildung des Wahlvorſtandes im Wahlraum $ erſcheinen. Erſcheint nicht die 
genügende Anzahl, ſo ernennt der Wahlvorſteher aus den anweſenden Wählern die erforderliche Zahl von 
Mitgliedern des Wahlvorſtandes. S 

Die Mitglieder des Wahlvorſtandes erhalten keine Vergütung. 

$ 46. 

Der Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nimmt, foll jo aufgeſtellt werden, daß er von allen 
Seiten zugänglich iſt. ; 

An dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hineinlegen der Stimmzettel geftellt. Der 
Boden der Wahlurne ſoll viereckig ſein. Im Innern gemeſſen muß ihre Höhe mindeſtens 90 em und der 
Abſtand jeder Wand von der gegenüberliegenden Wand mindeſtens 35 cm betragen. Im Deckel muß die 
Wahlurne einen Spalt haben, der nicht breiter als 2 em ſein darf und durch den die Umſchläge mit den 
Stimmzettel hindurchgeſteckt werden müſſen. Vor dem Beginn der Abſtimmung hat ſich der Wahlvorftand 
davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer. Von da ab bis zur Herausnahme der Umſchläge mit den 
Stimmzetteln nach Schluß der Abſtimmung, darf die Wahlurne nicht wieder geöffnet werden. 

Durch Bereitſtellung eines oder mehrerer Nebenräume, die nur durch den Wahlraum betretbar 
oder unmittelbar mit ihm verbunden ſind, oder durch Vorrichtungen an einem oder mehreren von dem 
Vorſtandstiſch getrennten Nebentiſchen iſt Vorſorge zu treffen, daß der Wähler ſeinen Stimmzettel 
unbeobachtet in den Umſchlag zu legen vermag. 

Je ein Abdruck des Volkstagswahlgeſetzes, dieſer Wahlordnung und der nach $ 41 erlaſſenen 
Bekanntmachung iſt im Wahlraum auszulegen. 


Die Stimmzettel müſſen von weißem oder weißlichem Papier und dürfen mit keinem Kenn⸗ 
zeichen verſehen fein; die Verwendung von Zeitungspapier iſt zuläſſig. Die Aufſchrift auf dem Stimm- 
zettel muß den $8 20, 21 des Volkstagswahlgeſetzes entſprechen; fie ſoll in der Regel nur einen Namen 
enthalten. Durchſtreichungen auf Stimmzetteln gelten nicht als Kennzeichen. Die Stimmzettel ſollen 
9: 12 em groß fein und find von dem Wähler in einem mit amtlichem Stempel verſehenen Umſchlag, 
der kein unzuläſſiges Kennzeichen haben darf, abzugeben. Die Umſchläge follen 12: 15 em groß und 
aus undurchſichtigem Papier hergeſtellt fein; fie find in der erforderlichen Zahl bereitzuhalten. 

Im Wahlraum dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch verteilt werden. Der Wahlvorſteher 
hat die ihm zur Verwendung übergebenen Stimmzettel am Eingang zum Wahlraum oder davor ſo auf— 
zulegen, daß ſie von den zur Stimmabgabe erſcheinenden Wählern entnommen werden können. 
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$ 48, 

Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher den Schriftführer und die 

Beiſitzer durch Handſchlag verpflichtet, und ſo den Wahlvorſtand bildet. 

In keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als 3 Mitglieder des Wahlvorſtandes gegen- 
wärtig fein. Der Wahlvorſteher und der Schriftführer dürfen ſich während der Wahlhandlung nicht 
gleichzeitig entfernen; verläßt einer von ihnen vorübergehend den Wahlraum, ſo iſt mit ſeiner Vertretung 
der Stellverteter des Wahlvorſtehers oder ein anderes Mitglied des Wahlvorſtandes zu beauftragen. 


8 49. 
Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wähler. Anſprachen darf niemand darin halten. Nur der 
Wahlvorſtand darf über das Wahlgeſchäft beraten und beſchließen. a 
Der Wahlvorſtand kann jeden aus dem Wahlraum verweiſen, der die Ruhe und Ordnung der 


Wahlhandlung ſtört; ein Wähler des Wahlbezirks, der hiervon betroffen wird, darf vorher ſeine Stimme 
abgeben. i 


8 50. 

Der Wahlvorſteher leitet die Wahl. 

Der Wähler, der ſeine Stimme abgeben will, nimmt einen abgeſtempelten Umſchlag aus der 
Hand einer Perſon, die der Wahlvorſtand in der Nähe des Zugangs zu dem Nebenraum oder Neben- 
tiſch ($ 46 Abſ. 3) aufgeſtellt hat. Er begibt ſich ſodann in den Nebenraum oder an den Nebentiſch, 
ſteckt dort ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag, tritt an den Vorſtandstiſch, nennt ſeinen Namen und 
auf Erfordern ſeine Wohnung und übergibt, ſobald der Schriftführer den Namen in der Wählerliſte 
oder Wahlkartei aufgefunden hat, den Umſchlag mit dem Stimmzettel dem Wahlvorſteher, der ihn ſofort 
uneröffnet in die Wahlurne legt. 

Inhaber von Wahlſcheinen nennen ihren Namen und übergeben den Wahlſchein dem Wahl— 
vorſteher, der ihn nach Prüfung dem Schriftführer weiterreicht. Entſtehen Zweifel über die Echtheit oder 
den rechtmäßigen Beſitz des Wahlſcheins, ſo hat der Wahlvorſtand dieſe nach Möglichkeit aufzuklären 
und über die Zulaſſung oder Abweiſung des Wählers Beſchluß zu faſſen. Der Vorgang iſt in der 
Wahlniederſchriſt kurz zu ſchildern. 

Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert ſind, ihre Stimmzettel eigenhändig in den 
Umſchlag zu legen und dieſe dem Wahlvorſteher zu übergeben, dürfen ſich der Beihilfe einer felbfte 
gewählten Vertrauensperſon bedienen. N f 

| Stimmzettel, die nicht in dem abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem mit einem Kennzeichen 
verſehenen Umſchlag abgegeben werden, hat der Wahlvorſteher zurückzuweiſen. Ebenſo die Stimmzettel 
von Wählern, die ſich nicht in den Nebenraum oder an den Nebentiſch begeben haben. 

Der Wahlvorſteher hat darauf zu halten, daß die Wähler in dem Nebenraum oder an dem 


Nebentiſch nur ſo lange verweilen, als unbedingt erforderlich iſt, um den Stimmzettel in den Umſchlag 
zu ſtecken. 


8 51. 


Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wählers neben deſſen Namen in der Wählerliſte 
oder Wahlkartei und ſammelt die Wahlſcheine. 


$ 52, 
Nach Schluß der Wahlzeit dürfen uur noch die Wähler zur Stimmabgabe zugelaffen werden, die 


in dieſem Zeitpunkt im Wahlraum ſchon anweſend waren. Hierauf erklärt der Wahlvorſteher die Abſtimmung 
für geſchloſſen. N 


Haben alle in der Wählerliſte oder der Wahlkartei eingetragenen Wähler abgeſtimmt, und iſt an- 


zunehmen, daß Inhaber von Wahlſcheinen nicht mehr kommen, oder falls noch ſolche kommen ſollten, den 


Wahlraum eines benachbarten Wahlbezirks noch vor Schluß der allgemeinen Wahlzeit erreichen, ſo kann der 
Wahlvorſteher auf einſtimmigen Beſchluß des Wahlvorſtandes die Abſtimmung ſchon vor dem Schluß der 
allgemeinen oder der beſonders angeordneten Wahlzeit (§ 44 Satz 2) für geſchloſſen erklären. 


$ 53. 

Nach Schluß derkAbſtimmung werden die Umſchläge aus der Wahlurne genommen und uneröffnet 
gezählt. Zugleich wird die Zahl der Abſtimmungsvermerke in der Wählerliſte oder Wahllartei und die 
Zahl der Wahlſcheine feftgeftellt (851). Ergibt ſich dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verſchiedenheit, 
fo iſt dies in der Wahlniederſchrift anzugeben zund ſoweit möglich, zu erläutern. 


V. Ermittelung und Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes im Wahlbezirk. 
$ 54. 
: Unmittelbar nach der Zählung der Umſchläge und Abſtimmungsvermerke iſt die Ermittelung und 
Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes in der Weiſe vorzunehmen, daß ein Beiſitzer die Umſchläge öffnet, die 
Stimmzettel herausnimmt und ſie dem Wahlvorſteher übergibt, der fie laut vorlieſt und nebſt den Umſchlägen 
einem anderen Beiſitzer zur Aufbewahrung biszzum Ende der Wahlhandlung EN 


$ 55. 

pri find Stimmzettel 
die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem mit einem unzuläffigen 
Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben worden find, 

2. die nicht von weißem oder weißlichem Papier find, 

die mit einem Kennzeichen verſehen find, 

4. die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft 
zu erkennen iſt und auch keine oder keine erkennbare Bezeichnung eines Wahlvorſchlages mit der 
Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe enthalten, 

die eine Verwahrung oder ein Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern enthalten, 

die Namen aus si Wahlvorſchlägen oder Bezeichnungen verſchiedener Wahlvorſchläge 
enthalten, 

7. die ausſchließlich auf andere als die in den öffentlich bekanntgegebenen Wahlvorſchlägen auf⸗ 
geführten Perſonen lauten, 

8. denen ein Druck oder ein Schriftſtück beigefügt iſt. 

Mehrere in einem Umſchlag enthaltene, gleichlautende Stimmzettel kelen als eine, Stimme; in einem 

Umſchlag enthaltene, auf verſchiedene Wahlvorſchläge lautende Stimmzettel ſind ungültig. 

Die gültigen Stimmzettel ſind ohne Rückſicht auf ihre u, und die Reihenfolge der Be⸗ 
nennungen den einzelnen Wahlvorſchlägen zuzurechnen. 


$ 56. 
Der Schriftführer verzeichnet in der Zählliſte jede dem einzelnen afila zugefallene Stimme 
und zählt die Stimmen laut. 
Einer der Beiſitzer führt gleichzeitig eine Gegenliſte. Das Muſter für die Zähl⸗ und Gegenliſte 
ergibt ſich aus dem Vordruck in Anlage 3. 
Zählliſte und Gegenliſte find von dem Wahlvorſteher und dem Mitglied des Wahlvorſtandes, 
das die Liſte geführt hat, zu unterzeichnen und der Wahlniederſchrift als Anlage beizufügen. 


8 57. 

Unmmittelbar nach Ermittelung des Abſtimmungsergebniſſes hat der Wahlvorſteher das Ergebnis 
dem Wahlleiter auf ſchnellſtem Wege (Fernſprecher, Telegramm, Eilboten) mitzuteilen. In dieſer Mitteilung 
ſind die Wahlvorſchläge einzeln mit der auf ſie gefallenen Stimmenzahl anzugeben. 

Der Wahlleiter kann anordnen, daß die Ergebniſſe aus ſämtlichen Wahlbezirken einer größeren 
Gemeinde oder auch eines ganzen! Verwaltungsbezirkg zunächſt von der Gemeindebehörde oder der unteren 
Verwaltungsbehörde geſammelt, zuſammengeſtellt und in einem Geſamtergebnis dem Wahlleiter gleichfalls 
auf ſchnellſtem Wege mitgeteilt werden. 

Der Wahlleiter ſtellt die Ergebniſſe aus allen Wahlbezirken (Gemeinden) mit größter Beſchleunigung 
zuſammen und ſtellt feſt, wieviel Stimmen insgeſamt den einzelnen Wahlvorſchlägen zugefallen ſind. 
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§ 58. 
; Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlvorstand Beſchluß faſſen muß, 
find mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und der Niederſchrift beizufügen. In der Niederſchrift find 
die Gründe kurz anzugeben, aus denen die Stimmzettel für gültig oder für ungültig erklärt worden ſind. 
Wenn ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Umſchlages für ungültig erklärt worden iſt, 
iſt auch der Umfchlag anzuſchließen. 


3 S 59. 
2 Alle Stimmzettel, die nicht nach S 58 der Wahlniederſchrift beizufügen find, hat der Wahlvorſteher 
3 in Papier einzuſchlagen, zu verſiegeln und der Gemeindebehörde zu übergeben, die fie Begebet, bi3 bie 
2 ep? = gültig erklärt worden iſt oder Neuwahlen angeordnet find. 

A $ 60. 


Die Wählertifte oder Wahlkartei nebit den Wahlſcheinen wird der Gemeindebehörde zur Auf. 
bewahrung unter Verſchluß übergeben; fie darf außer in den geſetzlich zugelaſſenen Fällen anderweitig erſt 
dann verwendet werden, wenn die gc für gültig erklärt oder eine Neuwahl angeordnet iſt. 


§ 61. 
Der Wahlvorſteher hat die Umfchläge, Ren fie nicht der Wahlniederſchrift gen ſind, der 
Gemeindebehörde ur weiteren ES zurückzugeben. 
§ 62. 
Über die Wahlzandlung iſt eine Niederſchrift (Wahlniederſchrift) nach dem in der Anlage 4 bei⸗ 
gefügten Vordruck aufzunehmen. i 
: $ 63. 
Die Wahlniederfchriften mit ſämtlichen zugehörigen, als Anlagen fortlaufend zu numerierenden 
Schriften ſind von den Wahlvorſtehern ungeſäumt den unteren Verwaltungsbehörden einzureichen. 
ES Dieſe haben die Vorlagen der Wahlvorſteher unverzüglich auf ihre Vollſtändigkeit zu prüfen, zu 
E: ergänzen, Unzuſtimmigkeiten aufzuklären und die Vorlagen geſammelt ſo zeitig dem Wahlleiter einzureichen, 
daß fie ſpäteſtens im Laufe des dritten Tages nach dem Wahltag in deſſen Hände gelangen. 


. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes. 


KR SA § 64. 

E Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes beruft der Wahlleiter den Wahlausſchuß, ſobald der Eingang 
* ſämtlicher Wahlniederſchriften aus den Wahlbezirken zu erwarten iſt. Er beſtimmt Zeit und Ort der Sitzung 
BS. und gibt fie öffentlich bekannt. 

E: Die Verhandlungen des Wahlausſchuſſes ſind öffentlich. 


In der Sitzung des Wahlausſchuſſes werden die Niederſchriften über die Wahlen in den einzelnen 
Wahlbezirken durchgeſehen und die Ergebniſſe der Wahlen zuſammengeſtellt. . 

Geben die Wahlen in einzelnen Wahlbezirken zu Bedenken Anlaß, fo kann der Wahlleiter die von 
sé den Gemeindebehörden aufbewahrten Stimmzettel, Wählerliften oder Wahlkarteien und Wahlſcheine cin- 
2 fordern und dem Wahlausſchuſſe zur Einſicht vorlegen. 

5 : $ 66. 

Der Wahluusſchuß ermittelt das Wahlergebnis nach den $$ 25 bis 28 des Volkstagswahlgeſetzes; 

5 Rechenfehler werden berichtigt. Sonſtige Bedenken ſind in der Niederſchrift zu vermerken. 
A „ 

5 Der Wahlausſchuß verteilt nach Ermittelung des Wahlergebniſſes die Abgeordnetenſitze gemäß 
88 26 bis 29 des Volkstagswahlgeſetzes auf die einzelnen Wahlvorſchläge, erklärt die erforderliche Anzahl 
von Abgeordneten für gewählt und ſtellt die Reihenfolge der Erſatzmänner feſt. 
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$ 68. 

Der Wahlleiter hat die Gewählten von der auf ſie gefallenen Wahl zu benachrichtigen und ſie auf- 
zufordern, ſich binnen einer Woche nach Zuſtellung der Nachricht beim Wahlleiter über die Annahme oder 
Ablehnung der Wahl zu erklären. Die Wahl gilt als angenommen, wenn innerhalb dieſer Friſt keine de 
klärung eingeht. Annahme unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 

Der Wahlleiter veröffentlicht das Geſamtergebnis der Volkstagswahl, die Namen der für gewählt 
Erklärten, der Erſatzmänner ſowie die Zahl der überhaupt und der für die einzelnen Wahlvorſchläge ab- 
gegebenen gültigen und der abgegebenen ungültigen Se eee. 

n 

Über die Verhandlungen des Wablausſchuſſes iſt eine Niederſchrift nach dem in Anlage 5 bei- 

gefügten Vordruck aufzunehmen und von ſämtlichen Mitgliedern des Wahlausſchuſſes zu unterſchreiben. 
e Späteſtens am 21. Tage nach dem Wahltag iſt eine Hauptzuſammenſtellung der Wahlergebniſſe 
nach dem in Anlage 6 beigefügten Vordruck aufzuſtellen. 
VII. Ausſcheiden von Abgeordneten. 
Ss 70. 

Wenn ein Abgeordneter die Wahl ablehnt oder ſeinen Sitz verliert, hat der Wahlleiter die not: 
wendigen Feſtſtellungen herbeizuführen und den Wahlausſchuß zu berufen. 

Der Wahlausſchuß ſtellt auf Grund des bekannt gemachten Geſamtergebniſſes feſt, wer als Sie 
mann in den Volkstag eintritt. § 68 findet Anwendung. 

Das Ergebnis wird dem Senat mitgeteilt. 

$ 71. 
Iſt ein Bewerher nicht vorhanden, der an die Stelle des Abiehnenden oder Ansſchebenden zu 
treten hätte, ſo ſtellt der Wahlausſchuß dies in einem mit Gründen verſehenen Beſchluß feſt. Der Beſchluß 


iſt dem Senat mitzuteilen. 
VIII. Wiederholungswahl. 
S 72. 

Wird gemäß $ 31 des Volkstagswahlgeſetzes cine Wiederholungswahl angeordnet, ſo gelten für 
dieſe dieſelben Vorſchriften wie für die Hauptwahl. 

Die Wahlbezirke, die Wahlräume, die Dad und ihre Stellvertreter bleiben unverändert, 
ſoweit nicht eine Anderung nach dem Ermeſſen der nach $ 77 zuſtändigen Behörde geboten erſcheint. Solche 
Anderungen ſind gemäß $ 43 öffentlich bekannt zu geben. Die Beſcheinigung hierüber iſt nicht der Wähler⸗ 
liſte oder Wahlkartei beizugeben, ſondern von den Gemeindevorſtänden den Wahlvorſtehern noch vor dem 
Wahltag beſonders einzureichen. 


8 73. 

Bei der Wiederholungswahl, die nicht ſpäter als 3 Monate nach der Hauptwahl ſtattfinden darf, 
wird nach denſelben Wahlvorſchlägen und auf Grund derſelben Wahlliſten oder Wahlkarteien wie bei der 
Hauptwahl gewählt. 

Wahlſcheine für die Wiederholungswahl werden nur Perſonen ausgeſtellt, denen für die erſte Wahl 
ein Wahlſchein ausgeſtellt worden war, oder bei denen die Vorausſetzungen für die Ausſtellung eines Wahl⸗ 
ſcheines bei der Wiederholungswahl gegeben ſind. 


Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis für den ganzen Wahlkreis neu wie bei 
der Hauptwahl nach den Vorſchriften dieſer Wahlordnung ermittelt. 
IX. Koſten. 
8 75. 
Zu den Wahlkoſten gehören die Koſten für die Beſchaffung der Vordrucke für die Wählerliſten und 
für die Anlegung der Wahlkarteien, der Vordrucke für die Wahlſcheine, Wahlniederſchriften, Zähl- und 
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Gegenliſten, die Drud- und Anſchlagskoſten für die öffentlichen Bekanntmachungen, die Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphengebühren, die Reifetoften etwaiger Eilboten, ferner die Aufwendungen an Vergütungen für außer⸗ 
ordentliche Hilfskräfte, die ausſchließlich zum Zweck der Vorbereitung und Durchführung der Volkstagswahl 
eingeſtellt werden. Dagegen gehören nicht zu den Koſten der Volkstagswahl laufende Aufwendungen für 


Gehälter und Bürobedürfniſſe. 
Die Gemeinden haben zur Vornahme der Wahl und zur Feſtſtellung des Wahlergebniſſes Räume 


in gemeindlichen Anſtalten und Gebäuden unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. 
X. Gemeinſame und Schlußbeſtimmungen. 
$ 76. 
Als Wohnort im Sinne der Wahlordnung gilt der Ort, an dem der Wähler ſeinen Wohnſitz oder 


ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ein nur für Tage oder wenige Wochen bemeſſener oder nur gelegent- 


licher Aufenthalt iſt kein gewöhnlicher Aufenthalt im Sinne dieſer Beſtimmungen. 
ö 8 77. 2 

Als Wähler im Sinne der Wahlordnung gelten auch die Wählerinnen. Sie können zu Wahl⸗ 

leitern, Wahlvorſtehern, Schriftführern und Beiſitzern ernannt und berufen werden. 
$ 78. 

Zuſtändig für die Abgrenzung der Wahlbezirke ift der Senat. Zuſtändig für die Entſcheidung über 
Einſprüche gegen die Wählerliſten oder Wahlkarteien oder gegen die Verſagung eines Wahlſcheins, die Er⸗ 
nennung der Wahlvorſteher und ihrer Stellvertreter und die Beſtimmung des Wahlraumes iſt auf dem 
Lande der Landrat, in den Städten der Magiſtrat. = 

$ 79. 

Den Wahlvorſtänden und dem Wahlausſchuß können für die Prüfung der Abſtimmung und die 

Ermittlung des Wahlergebniſſes und Herſtellung der Niederſchriften Beamte oder ſonſt wie geeignete Per- 


ſonen als Hilfsarbeiter beigegeben werden. 
Zuſtändig zur Beſtellung der Hilfsarbeiter bei den Wahlvorſtänden ſind die für die Ernennung der 


Wahlvorſteher zuſtändigen Behörden, für die Beſtellung der Hilfsarbeiter bei dem Wahlausſchuß der Wahl⸗ 


leiter. In dringenden Fällen kann die Beſtellung durch den Wahlvorſteher erfolgen. 
Die Hilfsarbeiter nehmen an der Beſchlußſaſſung nicht teil. 


Danzig, den 20. April 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


Wahlbezirk 


Lfd. Zuname 


MW 
en Be SH exe EB We 
Landgemeinde (Ortsname) (Kreis ) 


Stand | Wohnort Vermerk der 


Mo⸗ ER 
Zog e? Jahr 


Vorname oder | oder erfolgten Bemerkungen 
. Gewerbe] Wohnung Stimmabgabe 
der Geburt % 
der Wähler | 
3 | 4 3 | 


* 
. 
— 
Ki 


386 
Nachtrag 
= Tag u Jahr Stand En Vermerk der 
. Zuname Vorname ect oder > S erfolgten Bemerkungen 
Nr. >= SR Gewerbe ohnung Stimmabgabe 


— GÜD—— 


der Wähler 
1 * 3 4 E 6 [7/8 | 9 [10/11/12 13 


= 


Abgeſchloſſen mit der Beſcheinigung, daß die vorſtehende Wählerliſte nach vorgängiger ortzüblicher 


Bekanntmachung vom CR UE PA PRA Dee — 
An jedermanns Einſicht ausgelegen hat, fowie, daß die Abgrenzung des Wahlbezirks, der Name des Wahl⸗ 
vorſtehers und feines Stellvertreters, Ort, Tag und Stunde der Wahl am ten Tage vor der Wahl 
in ortsüblicher Weiſe bekanntgemacht worden ſind. e 

In die Wählerlifte ſinnd Wähler eingelvagen, deren Namen nicht mit einem „behindert“, 
oder „geſtrichen“ verſehen find. 

FFF EU ls E Ee Ln y: PA 

Der Gemeindevoritand (Ortsvorſtand, Magiſtrat ujw.) 
(Dienſtſiegel) (Unterſchrift) 

Auf Grund des Verzeichniſſes der nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine uh. Wahlberechtigte 
nachträglich geſtrichen worden. 

Hiernach verbleiben Wahlberechtigte. 

A D C1710 A AAA Se | Ll 


Der Wahlvorſteher. 


A A > 


A 


, 
A 
A 
/ 
3 
k 
E 


IEA 


Wablschein | | E 


zur Volkstagswahl aun He EE ie E 
{ 

Bm — EE EEE URN CE = 
A „„ y A 5 A ES e E EE E 

EN, ES EE EE 
Stand oder Gewerbe: 4 EE ARE A ee SH Pe 
wohnhaft. in : 5 ai A ii nahe e EE EEE le f € E: 
Straße und Hausnummer: PR EA A AS E 


YA 


kann unter Abgabe dieſes Wahlſcheins in einem beliebigen Wahlbezirk ohne Eintragung in die Wählerlifte 
oder Wahlkartei ſeine Stimme abgeben. 


CCC „ ͤ ͤðâàbb |: TOR E 
(Ort) 2 
Y H K 
e A EE Ke: 
(Dienſtſiegel ) 
J AS (ünterſchrift ) 


IU AA os" 


y da 


Esc) EE 
eg EE 


de > 


äi, A 
Lt S 


Stadt | 
Sail // nen 
EEE Nundgeneftde (Ortsname) N ) 


y 


BZ ) 
Gegen.) Liste a 


und dem Mitglied d. des 11 das die ig gerührt hat, zu unterzeichnen; beide Listen ſind 


der Wahlniederſchrift als Anlage beizufügen. 


Wahlvorſchlag 
Nr. 


o 
? 
j 
ne 150 | 
KETTE J 
/ 

200 

250 


Unterſchrift des Schriftführers, bei der Gegenliſte 
des Mitglieds des Wahlvorſtandes, das die 
E Gegenliſte geführt hat. 


, Gtabt | Nr... 
e gees 


Wahlniederschrift. 


A sn WA 19 


Zu der auf heute anberaumten Volkstagswahl war 


in dem aus der Ortſchaft 


Wil O A ae heetenen samen ah rnnnedeh ee are 
ſtädtiſchen Wahl⸗ 
bett j„5 EE 
durchſtrichen. 
22 E o ee 
e AA d 
Unzutreffendes 
iſt zu .... ĩ%.0kU᷑ꝛ ⁰ ⁰⁰⁰ A a ad: Fee 
durchſtreichen. e = 
? !!,... A Sr ee E E OR . 


A EE E ER ERS 
zum Wahlvorſteher ernannt. 
Er hatte aus der Zahl der Wähler zum Schriftführer den 


...! ðᷣ d EE . ĩ , ̃¾ᷣͤ . . 
et EE , „% . 


rern enn ð !!!.. K . rro 


4. 
berufen und 
Dieſe 
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ird d a D Wählerliſte H H 
b ich n t er i i ee. enter 


getommen ift. | zugegangenen Verzeichnis über die nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine. 


) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


e 


A A E A Sr A e ees Aë 
t RR E I A en A 


342 : 

An den Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nahm, wurde ein rechteckiges Gefäß mit Deckel 
zum Hineinlegen der Stimmzettel (Wahlurne) geſtellt. Der Wahlvorſtand ſtellte feſt, daß die Wahlurne 
den Vorſchriften der Volkstagswahlordnung entſpricht und ſchloß die Wahlurne durch Auflegen des 
Deckels, nachdem er ſich überzeugt hatte, daß ſie leer war. Die Wahlurne wurde bis zum Schluſſe der 
Abſtimmung nicht wieder geöffnet. 


Damit der Wähler unbeobachtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken vermochte, war 
Geſchreibung der Abſonderungsvorrichtung) e 


D 


Durch den Wahlvorſtand war in der Nähe des Zuganges zu de. Nebenraum — Nebentiſch — 
für die Bereithaltung der abgeſtempelten Umſchläge aufgeſtellt worden e 


Von den erſchienenen Wählern begab ſich jeder einzeln, nachdem er einen Umſchlag ausgehändigt 
hatte — in den Nebenraum — an den Nebentiſch — ), wo er unbeobachtet ſeinen Stimmzettel in 
den Umſchlag ſtecken konnte. Er trat ſodann an den Vorſtandstiſch heran, nannte ſeinen Namen und 
auf Erfordern ſeine Wohnung und übergab den Umſchlag, ſobald der Schriftführer den Namen in der 
E ) aufgefunden hatte, dem Wahlvorſteher, der ihn fofort uneröffnet in die Wahlurne legte. 

Inhaber von Wahlſcheinen nannten ihren Namen und übergaben den Wahlſchein dem Wahl⸗ 
vorſteher, der ihn nach Prüfung dem Schriftführer weiterreichte und ſodann den Umſchlag uneröffnet in 
die Wahlurne legte. 


Wird durch⸗ (Hierbei mußten von dem Wahlvorſteher zurückgewieſen werden: 


ſtrichen, ſoweit 1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem amtlich geſtempelten Um⸗ 
die bezeichneten ſchlag abgeben wollte, — Stimmzettel, 

Fälle nicht vor- | 2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen verjehenen 
EE, | Umſchlag abgeben wollte, ... Stimmzettel. 


Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wählers, indem er — neben deſſen Namen 
in der dazu beſtimmten Spalte der Wählerliſte — in der Wahlkartei auf der Karte des Wählers in 
der dazu beſtimmten Spalte —*) ein Kreuz machte und die abgegebenen Wahlſcheine ſammelte. 


r TTT 
Wird burg. der einen Wahlſchein, ausgeſtellt von ic en 
ſtrichen, ſoweit : > e 
einge} A A eg - vorwies, mußte zurückgewieſen werden, 
ß ˙ÜÜoů h x ER Eh 
gekommen iſt. S 
Wird durch⸗ | a RESTA Uhr nachmittags an wurden nur noch die in dieſem Zeitpunkt ſchon 
ſtrichen, ſoweit | im Wahlraum anweſenden Wähler zur Stimmabgabe zugelaſſen. Alsdann, nämlich 
der Fall nicht um Die. Minuten nachmittags, erklärte der Wahlvorſteher die Abſtimmung 


vorgekommen iſt. für geſchloſſ en: 


) Das Unzutreffende ift zu durchſtreichen. \ 


um Uhr le nachmittags hatten ſämtliche in der S 
eingetragenen Wähler abgeſtimmt. Da anzunehmen war, daß Inhaber von Wahl⸗ 


Wird durch⸗ 
ſtrichen, ec ſcheinen nicht mehr kommen würden oder, falls ſolche noch kommen follten, den Wahl 
der Fall nicht raum des Wahlbezirks NS. BE Eesen noch vor Schluß der allgemeinen 
vorgekommen iſt.] Wahlzeit erreichen würden, beſchloß der Wahlvorſtand einſtimmig, die Abſtimmung zu 
ſchließen. Der Wahlvorſteher erklärte hierauf um ........ Urne Minuten nachmittags 


die Abſtimmung für geſchloſſen. 


gege, fegt [ Um Uhr nachmittags erklärte der Wahlvorſteher die Austen für 


der Fan nich. geſchloſſen. 


vorgekommen iſt. : 
Die Umſchläge wurden aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Die Zählung 


BD re Stück. 


g 1% ; Wählerliſte, 5 
Darauf wurden die in ber Wahlkarte ) gekreuzten Namen gezählt. : 
Dies JAM Logo cn rl a E Wähler 
Auf Wahlſchein haben gewählt. „ 
lee A. Wähler. 


ſtrichen, wenn die 
überein. 


ben dÉ | Dieſe Geſamtzahl der Wähler ſtimmte mit der Zahl der abgegebenen Umſchläge 
Zahlen nicht 


übereinſtimmen. : 
Wird burg, | Dieſe Geſamtzahl war um 5 — ) als die Zahl der abgegebenen 

ſtrichen, wenn die S kleiner 

WEE Umſchläge. Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, welche ſich auch bei wiederholter 


Zählung herausſtellte, dient folgendes: 
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Hierauf öffnete ein Beiſitzer die Umſchläge einzeln, nahm die Stimmzettel heraus und übergab 
ſie dem Wahlvorſteher, der ſie laut vorlas und nebſt den Umſchlägen einem anderen Beiſitzer weiter⸗ 
reichte, der die Stimmzettel, nach 5 geſondert, ſowie die Umſchläge bis zum Ende der 


Wahlhandlung aufbewahrte. 


Nach dem Vorleſen wurde hinſichtlich jedes gültigen Stimmzettels ſeſtgeſtelt, für welchen Wahl⸗ 
vorſchlag er abgegeben worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem Wahlvorſchlage zugezählt, 
auf den er lautete. Der Schriftführer machte hierüber in der Zählliſte bei dem betreffenden Wahl⸗ 
vorſchlag einen Vermerk und zählte die Stimmen laut. In gleicher Weiſe führte der Beiſitzer 
eine Gegenliſte. 


*) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


EE O A EE EE E ERA PS a O a ee 
dE ) 544 
: Zählliſte und Gegenliſte wurden beim Schluſſe der Verhandlung von dem Wahlvorſteher und 
dem Liſtenführer unterſchrieben und der Wahlniederſchrift als Anlagen ) beigefügt. 
Durch Beſchluß des Wahlvorſtandes wurden für ungültig erklärt: 
Lili. Stimmzettel, weil fie nicht in einem amtlich abgeftempelten Umſchlag übergeben 
worden waren. 
Nr. der Anlagen *) 
Br: Stimmzettel, weil fie in einem mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen Um⸗ 
ſchlag übergeben worden waren. 
Nr. der Anlagen *) 
3 Stimmzettel, weil ſie nicht von weißem oder weißlichem Papier waren. 
Nr. der Anlagen *) 
RE Stimmzettel, weil fie mit einem Kennzeichen verſehen waren. 
Nr. der Anlagen *) S 
Ee Stimmzettel, weil fie feinen Namen oder feine Angabe, aus der die Perſon 


mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen war, und auch keine erkennbare Be⸗ 
zeichnung eines Wahlvorſchlags mit der Nummer aus der amtlichen Bekanntgabe enthielten. 
Nr. der Anlagen *) 
Ber Stimmzettel, weil fie eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen 
Bewerbern enthielten. 
Nr. der Anlagen 2 
[A Stimmzettel, weil fie Namen aus verſchiedenen Wahlvorſchlägen oder Bezeichnungen 
verſchiedener Wahlvorſchläge enthielten. 
Nr. der Anlagen 9 a 
A Stimmzettel, weil feiner der auf ihnen verzeichneten Namen einem öffentlich bekannt⸗ 
gegebenen Wahlvorſchlag entnommen war. 
Nr. der Anlagen: .............. . 


RE Stimmzettel, weil ihnen ein Drud- oder Schriftſtück beigefügt war. 
Nr. der Anlagen 9 


Ferner mußten außer Berückſichtigung gelaſſen werden: 
y Stimmzettel, weil in einem Umſchlag mehrere auf verſchiedene Wahlvorſchläge 
lautende Stimmzettel enthalten waren. 
Nr. der Anlagen d 


e abgegebene leere Umſchläge. 
Nr. der Anlagen 9 


Geſamtſumme von 1 bis 11 (für ungültig erklärte Stimmzettel, außer Berückſichtigung gelaſſene 
und abgegebene leere Umſchläge) : — 


Mehrere gleichlautende Stimmzettel fanden ſich in — Umſchlägen und wurden als je ein 
Stimmzettel gezählt. 


Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hinſichtlich deren ſich die nachſtehenden Be⸗ 
x denken ergeben hatten, aus folgenden Gründen durch Beſchluß des Wahlvorſtandes für gültig erklärt: 
1. Stimmzettel Nr. 


DE E ER EE EE ß e beet 
SE EE A E Eege, Eege een EE 
r / / / O 


) Einzuſetzen die Nummern der Anlagen. 


Es 
3 


1 Die ſämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und umſchläge, hinſichtlich deren es einer Beſchluß⸗ 
E faſſung des Wahlvorſtandes bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vorſtehend angegebenen ent⸗ 
d ſprechenden Nummern verjehen und der Wahlniederſchrift beigefügt. 


Von den abgegebenen gültigen Stimmen haben erhalten: 
Bezeichnung des Wahlvorſchlags Zahl der 
| mit Angabe des Kennworts Stimmen 


N 
| 
Geſamtſumme der gültigen Stimmen 
Geſamtſumme der für ungültig erklärten Stimmzettel ſowie der außer Berück⸗ 
ſichtigung gelaſſenen und abgegebenen leeren Umſchläge . 
Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen FE 
Wird durch⸗ Di S 7 e 
ſtrichen, wenn bie ele Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen ſtimmte mit der Zahl der ab- 
nio. | gegebenen Umſchläge überein. 
Wird durch- Dieſe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen war um größer ) als 
ſtrichen, wenn die kleiner 
pa o = KR Zahl der abgegebenen Umſchläge. Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, die fich 
auch bei wiederholter Zählung herausſtellte, dient folgendes: 
] 


——ũ %%é !' 3 


br A „„ 


zur Verwahrung zugeleitet. 


SETI AD 
et R 
SE E 


3 * 2 — * En Pe 
Sg, ae, — Beten 


E Ki 


, wurden alle Stimmzettel, die nicht 


e Ee 


D, E 
SE 


RS Nachdem der Wahlvorſteher dies Ergebnis verkündet hatte, | 
dieſer Wahlniederſchrift beigefügt find, verfiegelt und der Gemeindebehörde im 


Feſtgeſtellt wird, daß in ur SE ) des Wahlbezirks insgefamt........... Wähler ) ein- 
getragen find und dass Wahlſcheine abgegeben wurden. Die SA ) ſowie die Wahlſcheine 


wurden mit dieſer vom Wahlvorſtand unterſchriebenen Beſtätigung der Gemeindebehörde in. 
A zur Aufbewahrung unter Verſchluß übergeben. 5 

Beſtätigt wird, daß je ein Abdruck des Volkstagswahlgeſetzes, der Volkstagswahlordnung und 
der Bekanntmachung des Wahlleiters nach $ 40 der Volkstagswahlordnung im Wahlraum während der 
Wahlhandlung ausgelegen haben. E 

Zu feiner Zeit der Wahlhandlung waren weniger als drei Mitglieder des Wahlvorſtandes gegen⸗ 
wärtig oder der Wahlvorſteher und der Schriftführer gleichzeitig abweſend. 


Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Wahlvorſteher, den Beiſitzern und dem 


Schriftführer genehmigt und wie folgt vollzogen: 


Der Wahlvorſteher. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


*) Das Unzutreffende ift zu durchſtreichen. 
er) Wähler, die einen Wahlſchein erhalten haben, find nicht mitzuzählen, 


D et, 


Anlage 5. d 
Niederschrift über die Verhandlung des Wahlausschusses. E 
Ber SE: r 19 5 5 : 

Dg A A EN als Wahlleiter (Vertreter des Wahlleiters). | 
TTT als Mitglieder des Wahlausſchuſſes. E 

d : 

Zur Ermittelung des Wahlergebniſſes hatte der Wahlleiter den Wahlausſchuß auf heute 3 
zuſammenberufen. E 
Tag, Stunde und Ort der Verhandlung waren öffentlich bekanntgemacht worden. 3 

Es waren 3 

e A A ß 7 
J — 8 E 

zugezogen. Es 
Die Beiſitzer und der Schriftführer wurden durch Handſchlag von dem Wahlleiter verpflichtet. 2 

II. ? I E S 

Es wurden die Niederſchriften über die Wahlen in den einzelnen Wahlbezirken durchgeſehen. Für : 3 

jeden einzelnen Wahlbezirk wurde die Zahl der Wahlberechtigten, der abgegebenen Wahlſcheine, der ungültigen = 
und gültigen Stimmen ſowie der auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen in dem 7 
dieſer Niederſchrift als Anlage Nr. ......... beigefügten Zählbogen eingetragen und zuſammengerechnet. Der i 3 
Zählbogen wurde vom Wahlleiter, den Beiſitzern und dem Schriftführer unterſchrieben. 3 
DH 0 E 

Die Feſtſtellungen der Wahlvorſtände haben zu cuate” Bedenken Anlaß gegeben (ſiehe Anlage S E 

Me 1777 E E NR AS A %⅛ K ] K E 
Nach den Zuſammenrechnungen auf dem Zählbogen find abgegeben worden für: 3 
Bezeichnung des Wahlvorſchlags Zahl der Stimmen E 

A 

3 

, E 


III. Verteilung der Abgeordnetenſitze auf die Wahlvorſchäge. 
Nach den amtlichen Bekanntmachungen haben ſich die Wahlvorſchäge de:: 


miteinander zu einer Gruppe verbunden, ſodaß ſie den andern Wahlvorſchlägen gegenüber für die Verteilung 
der Abgeordnetenſitze auf die Wahlvorſchläge als ein Wahlvorſchlag gelten. 


) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


ERE 


Es wurden die Geſamtſtimmenzahlen der verbundenen und der nicht verbundenen Wahlvorſchläge 
nacheinander durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt, bis von den ſich hierbei ergebenden Teilzahlen ſo viele Höchſt⸗ 
zahlen der Größe nach ausgeſondert werden konnten, wie Abgeordnete zu wählen find. 
Hiernach ergab ſich die in der Anlage Nr. dieſer Niederſchrift errechnete Verteilung. 
Entſprechend den ſich ergebenden Höchſtzahlen, die durch Unterſtreichen kenntlich gemacht ſind, 


entfielen auf: , 
Bahlvorihlag `... — | 5 


IV. 

Bei der weiteren Verteilung innerhalb der auf die verbundenen Wahlvorſchläge ooo. 
— - entfallenen . Sitze wurde in der gleichen Weiſe eine Verteilungsrechnung vor- 
genommen. (Siehe Anlage Nr. dieſer Niederſchrift.) 

Entſprechend den ſich ergebenden Höchſtzahlen, die durch Unterſtreichen kenntlich gemacht ſind, 
entfielen auf: 

Ar. O a RON: Sitze 
be Wee ee EE EE lee ge Hi 


V. Feſtſtellung der Gewählten. 
Nach der Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorſchlägen ſind hiernach gewählt: 


Vom Wahlvorſchlag N.. 1. 
2. 
3. 
4. 
Vom Wahlvorschlag Nr. — SE 8 
2. 
3. 
4. 
Vom Wahlvorſchlag NR 1. 
2. 
3. 
4. uſw. 
/ VI. Verkündung des Wahlergebniſſes. 


Der Wahlleiter verkündete: E S 
1. die Zahlen der auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen, 
2. die Namen der Gewählten. : 
Während der ganzen Verhandlung ftand der Raum, in dem die Verſammlung ſtattfand, dem 
Zutritt der Wähler offen. , 
Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgelefen, von dem Wahlleiter, den Beiſitzern und dem Schrift⸗ 
führer genehmigt und unterſchrieben. 


Der Wahlleiter. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


Zahl der Wahlberechtigten 


haupt zusammenstellung 
der Abstimmungsergebnisse aus sämtlichen Wahlbezirken 
für die Wahl zum Volkstag 


Zuſammenfaſſung des Wahlergebniſſes: 


„ „abgegebenen Wahljcheine . * a A 

Be R Stimmen ccc 

F a IA SM EE 

CC E q A Mt ER 
Bon den gültigen Stimmen entfielen auf: 

Wahlvorſchlag Stimmen, mithin S Reſtſtimmen 
F a SEE „55 = 
Re a ER FALTER o 3 „ eee ; 
C = AE „ e 
ET RE 85 nn 8 = 
AA A DA Hi r E o Lee ei Di 
A EE EE P 8 TEUER E 
— — d SE EE E > 
A A RN 1 88 FW e 


En MER 


SS ARC oft ech 
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Der Wahlbezirke 


Be A. 

Namen der Orte, die zum 

ahlbezirk gehören; bei 

Nummer | Gemeinden, die aus meh⸗ 
reren Wahlbezirken be⸗ 
ſtehen, Angabe der Num⸗ 
mern der Wahlbezirke) 


1 | 9 


Summe 


d Bat. ` 
Zahl Zahl | der abgegebenen 


der der 
Wahl- abgegebenen ungültigen] gültigen 
berechtigten | Wahlſcheine Stimmen | Stimmen 


. 
tad Banane PEA 


— — 


o Zahl der für den Wahlvorſchlag 


eweg SE 


abgegebenen gültigen Sinnen 


Der Wahlleiter. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 
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161 Verordnung 3 
über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfürſorge. Vom 4. 5. 1923, 


Auf Grund des Geſetzes über Anderungen von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 


5 b 
„Der $ 195 a Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 5. Oktober 
1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: ? 
Weibliche Verſicherte, die im letzten Jahre vor der Niederkunft mindeſtens ſechs Monate 
hindurch auf Grund der Reichsverſicherung oder bei einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe gegen 
Krankheit verſichert geweſen find, erhalten als Wochenhilfe 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden erforderlich wird, 

2. einen einmaligen Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden in Höhe von zehntauſend Mark; findet eine Entbindung nicht ſtatt, 
ſo ſind als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden dreitauſend Mark 
zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindeſtens einhundertundzwanzig 
Mark täglich, für zehn Wochen, von denen mindeſtens ſechs in die Zeit nach der 
Niederkunft fallen müſſen. Das Wochengeld für die erſten vier Wochen iſt ſpäteſtens 
mit dem Tage der Entbindung fällig, 

4. ſolange ſie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes, 
jedoch mindeſtens dreihundert Mark täglich, bis zum Ablauf der zwölften Woche nach 
der Niederkunft. 

8 2. 
F Der $195 c der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 5. Oktober 1922 
(Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 2 
Der Vorſtand der Krankenkaſſe kann, ſoweit keine Anordnung nach $ 195d getroffen iſt, 
allgemein beſchließen, bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie 
Hebammenhilfe und freie Arznei zu gewähren; in dieſem Falle ermäßigt ſich die bare 
7 Beihilfe an die Wöchnerin nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 2 auf viertaufend Mark; findet keine 
Entbindung ſtatt, ſo iſt keine Beihilfe zu zahlen. 
Bei Erſatzforderungen der Kaſſe und gegen die Kaſſe gilt als Wert der Sachleiſtung nach 
Abſ. 1 der Betrag von ſechstauſend Mark. ; 


a 8 3. g 
Der $ 195 d der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 5. Oktober 1922 
(Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 
Wo nach Geſetz eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren auszahlt 
oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet werden, daß 


die Krankenkaſſe einen Teil des einmaligen Beitrags nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 2 bis zur 


Höhe von ſechstauſend Mark an die Körperſchaft ſtatt an die Wöchnerin zu zahlen hat. 
Dieſer Betrag muß der Wöchnerin auf die Gebühr angerechnet werden, die ſie ſelbſt für die 
Hebammenhilfe zu zahlen hat. - ! 
8 4. 
Der $ 197 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 


e — — u ng ` e gege il o Km 
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Dabei gilt als Wert der Sachleiſtung nach $ 195 a Abſ. 1 Nr. 1 der Betrag von zehn⸗ 
tauſend Mark; der Senat kann im Falle eines Bedürfniſſes dieſen Betrag allgemein ander⸗ 
weit feſtſetzen. d 

8 5. 


Der $ 205 a Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: 
Als Wochenhilfe werden die im $ 195 a bezeichneten Leiſtungen gewährt; dabei beträgt 
das Wochengeld einhundert Mark und das Stillgeld zweihundertundvierzig Mark täglich. 


8 6. 
8 Der $ 370 Abſ. 1 Satz 2 der Reichsverſicherungsordnung in dem Wortlaut des Geſetzes vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält folgende Faſſung: ; 
Wird bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden ärztliche Behandlung 
erforderlich ($ 195 a Abſ. 1 Nr. 1), jo kann die Krankenkaſſe in den vorſtehend bezeichneten 
Fällen der Wöchnerin Datt der Sachleiſtung eine bare Beihilfe bis zum Betrage von zehn- 
tauſend Mark gewähren. 
Artikel 2. 


Die Artikel II, III, IV, VI, VII, VII im Abſchnitt B des Geſetzes über Wochenhilfe, 
Familienhilfe und Wochenfürſorge vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhalten folgende Faſſung: 
N Artikel II. 

Sofern nicht Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht benötigt wird, 
gilt eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres Ehemannes ſteuerpflichtiges 
Geſamteinkommen oder, ſofern ſie allein ſteht, ihr eigenes ſteuerpflichtiges Einkommen im 
Steuerjahre 1921 den Jahresbetrag von fünfzehntauſend Mark oder im Jahre vor der 
Entbindung den Betrag von einhundertzwanzigtauſend Mark nicht überſtiegen hat. 
Dieſer Betrag erhöht ſich für jedes ſchon vorhandene Kind unter fünfzehn Jahren um 
eintauſendfünfhundert Mark, falls der Betrag von fünfzehntauſend Mark zugrunde gelegt 
worden iſt, und um ſechsunddreißigtauſend Mark, falls der Betrag von einhundertzwanzigtauſend 
Mark zugrunde gelegt worden iſt. 


Als Wochenfürſorge wird gewährt: 

1. ärztliche Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden 
erforderlich wird, 

2. ein einmaliger Beitrag zu den ſonſtigen Koſten der Entbindung und bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden in Höhe von zehntauſend Mark; findet eine Entbindung nicht ſtatt, fo find 
als Beitrag zu den Koſten bei Schwangerſchaftsbeſchwerden dreitauſend Mark zu zahlen, 

3. ein Wochengeld in Höhe von einhundert Mark täglich für zehn Wochen, von denen 
mindeſtens ſechs in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Das Wochengeld für 
die erſten vier Wochen iſt ſpäteſtens mit dem Tage der Entbindung fällig; die Wochen 
nach der Niederkunft müſſen zuſammenhängen, 

4. ſolange die Wöchnerin das Kind ſtillt, ein Stillgeld in Höhe von zweihundertundvierzig 
Mark täglich bis zum Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 

Stirbt die Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der Unterſtützungs⸗ 

berechtigung, ſo werden die noch verbleibenden Beträge an Wochen- und Stillgeld bis zum 
Ende der Bezugszeit an denjenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes ſorgt. 


Artikel IV. 
Wo nach Geſetz eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft den Hebammen die Gebühren auszahlt 
oder ein beſtimmtes Mindeſteinkommen gewährleiſtet, kann zugleich angeordnet werden, daß 
ein Teil des einmaligen Beitrags nach $ 3 Abſ. 1 Nr. 2 bis zur Höhe von ſechstauſend 


Artikel III. 
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Mark an die Körperſchaft ftatt an die Wöchnerin zu zahlen iſt. Dieſe Gebühr muß der 
Wöchnerin auf die Gebühr angerechnet werden, die ſie ſelbſt für die Hebammenhilfe zu 
zahlen hat. LE 

Artikel VI 


Gewährt eine Krankenkaſſe ihren Mitgliedern nach $ 195 e der Reichsverſicherungsordnung 
bei der Entbindung und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden freie Hebammenhilfe und freie 
Arznei, ſo gilt dieſe Beſtimmung auch für die Wöchnerinnen, denen die Krankenkaſſe Wochen⸗ 
fürſorge leiſtet; in dieſem Falle ermäßigt ſich die bare Beihilfe an die Wöchnerin nach 
Artikel III Abſ. 1 Nr. 2 auf viertauſend Mark; findet keine Entbindung ſtatt, ſo iſt kein 
Beitrag zu zahlen. 

: Artikel VII. 

Weigern ſich die Arzte der Krankenkaſſe, die Behandlung bei der Entbindung oder bei 
Schwangerſchaftsbeſchwerden zu den für die Mitglieder oder Familienangehörigen der Kaſſe 
geltenden Bedingungen zu übernehmen oder ſich im Streitfall dem Spruche eines unter 
Mitwirkung von Unparteiiſchen zu gleichen Teilen mit Vertretern der Arzte und der 
Krankenkaſſe beſetzten Schiedsamts oder Schiedsgerichts zu unterwerfen, ſo ermächtigt das 
Oberverſicherungsamt die Krankenkaſſe auf Antrag, für die Wöchnerin ſtatt dieſer Sachleiſtung 
einen baren Betrag bis zu zehntauſend Mark zu gewähren. Der Senat kann dieſen Betrag. 
allgemein anderweit feſtſetzen. 

Artikel VIII. 


Die Leiſtungen der Kaſſe werden ihr durch den Staat erſtattet. Dabei gilt als Wert der 
Sachleiſtung nach Artikel VI der Betrag von ſechstauſend Mark. Die Koſten der Sachleiſtung 


nach Artikel III Abſ. 1 Nr. 1 find der Kaffe in der ihr nachweislich entſtandenen Höhe zu 


erſetzen. Der Senat kann darüber nähere Beſtimmungen erlaſſen, auch einen Pauſchbetrag 
für dieſe Erſatzleiſtung feſtſetzen. 
Artikel 3. 
Im Abſchnitt C des Geſetzes über Wochenhilfe, Familienhilfe und Wochenfüxſorge vom 
5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 453) erhält Satz 2 folgende Faſſung: 
Bis dahin erhalten die zum Bezuge der Wochenhilfe und Wochenfürſorge berechtigten Perſonen 
außerdem eine Beihilfe bis zum Betrage von zehntauſend Mark für Hebammendienſte und ärztliche 
Behandlung, falls ſolche bei der Entbindung oder bei Schwangerſchaftsbeſchwerden erforderlich werden. 


Artilel 4. 
Dieſe Vorſchriften treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Für Entbindungsfälle, die vor dem im Abſ. 1 genannten Tage eingetreten find, it das Wochen⸗ 


und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit in dem nach den vorſtehenden Vorſchriften erhöhten Betrage 
zu zahlen. 

Wöchnerinnen, die erſt nach den vorſtehenden Beſtimmungen als minderbemittelt zu gelten haben, 
aber vor dem Tage des Inkrafttretens dieſer Vorſchriften entbunden worden ſind, erhalten von dieſem 
Tage ab das Wochen- und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit. Für Entbindungsfälle, die vor dem 
im Abſ. 1 genannten Tage eingetreten find, iſt das Wochen- und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit 
in dem nach dieſer Verordnung erhöhten Betrage zu zahlen. 


Danzig, den 4. Mai 1923. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
CS ; Sahm. Dr. Schwartz. 


162 a und Senat haben folgendes ei beſchloſſen, das hiermit vertündet wird: 
A 

e Geſetz | : 

betreffend die Verlängerung der Verordnung zur Abänderung des GE SC 

vom 12. September 1919, vom 3. Mai 1920 (Staatsanzeiger Seite 101). Vom 2. 5. 1923. 


Die Verordnung betreffend Abänderung des Grunderwerbsſteuergeſetzes vom 12. September 1919 
(Reichsgeſetzblatt Seite 1617), vom 3. Mai 1920 (Staatsanzeiger Seite 101) wird bis zum 1. Juli 1923 


verlängert. 
Diejes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1923 in Kraft. 


Danzig, den 2. Mai 1923. 


Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


* 


1s Bekanntmachung 
betreffend den Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen auf der internationale 
EE in Mailand 1923. Vom 30. 4. 1923. 

* 
Der durch das Geſetz betreffend den-Schutz von Erfindungen, Muſtern und Warenzeichen auf 


b Ausſtellungen vom 18. März 1904 (R.⸗G. Bl. 1904 S. 141) vorgeſehene Schutz SCH auf die internationale 
Muſtermeſſe in Mailand 1923 Anwendung. S 
8 2. 


Dieſe Bekanntmachung tritt am 1. April 1923 in Kraft. 
Danzig, den 30. April 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Pertus. 
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